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<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung 1 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1a.	in der Erwägung, dass die Achtung und der Schutz der Grundrechte und der bürgerlichen Freiheiten ein Eckpfeiler der überarbeiteten und neuen Bestimmungen für den digitalen Binnenmarkt sein müssen, die im Wege des Gesetzespakets über digitale Dienste angenommen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>2</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung 1 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1b.	in der Erwägung, dass die Bekämpfung illegaler oder schädlicher Online-Inhalte Regierungen als Vorwand dienen kann, um das Recht auf freie Meinungsäußerung einzuschränken und rechtmäßige abweichende Meinungen und Opposition zu verfolgen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung 1 c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1c.	in der Erwägung, dass das Moderieren von Inhalten durch Hosting-Plattformen für Inhalte entweder bewusst oder durch die Nutzung automatisierter Mechanismen für die Moderation von Inhalten zu unrechtmäßigen Einschränkungen des Rechts auf freie Meinungsäußerung führen kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>4</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Erwägung 1 d (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1d.	in der Erwägung, dass Inhalte aus verschiedenen Gründen wie etwa dem Eingriff in die Grundrechte einer Person, Hassreden, der Verbindung mit kriminellen Aktivitäten, der Beeinträchtigung der rechtmäßigen Interessen einer Person und der Beeinträchtigung der allgemeinen Interessen illegal sein können und dass daher nicht alle vermeintlich illegalen Inhalte gleichermaßen gefährlich und potenziell schädlich sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;
	1.	begrüßt die Zusage der Kommission, einen harmonisierten Ansatz für digitale Dienste einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; ist der Ansicht, dass das Gesetz über digitale Dienste sicherstellen sollte, dass die Freiheiten des Binnenmarkts unter uneingeschränkter Einhaltung der in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verankerten Grundrechte und Grundsätze vollumfänglich verwirklicht werden, und fordert die Kommission auf, die effizientesten und wirksamsten nachhaltigen Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>6</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Anna-Michelle Asimakopoulou, Dan-Ștefan Motreanu, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;
	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen für Vermittler einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden und die Achtung der Grundrechte und der Grundfreiheiten von Nutzern in der Union einheitlich zu gewährleisten; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und ein faires digitales Ökosystem sicherstellen sollten; fordert die Kommission daher auf, eine größtmögliche Harmonisierung der Vorschriften über Haftungsausschlüsse und die Moderation von Inhalten vorzuschlagen, um die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt herbeizuführen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>7</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Deirdre Clune, Edina Tóth, Andrey Kovatchev, Maria da Graça Carvalho, Anna-Michelle Asimakopoulou, Marion Walsmann, Arba Kokalari, Kris Peeters</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;
	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen für Online-Vermittler einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden, wobei gleichzeitig die Grundrechte der Nutzer gewährleistet werden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen, ohne dass neuer Verwaltungsaufwand entsteht und wobei der digitale Binnenmarkt gleichzeitig offen und wettbewerbsfähig gehalten wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>8</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;
	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten den Schutz aller Unionsbürger und ein hohes Maß an Schutz im gesamten Binnenmarkt sicherstellen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>9</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maria Grapini, Clara Aguilera, Marc Angel, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung tragen sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;
	1.	begrüßt die Absicht der Kommission, einen harmonisierten Ansatz zur Erfüllung der Verpflichtungen, die den Vermittlern auferlegt wurden, einzuführen, um eine Fragmentierung des Binnenmarktes zu vermeiden; betont, dass sämtliche Maßnahmen im Zusammenhang mit Grundrechten sorgsam ausgewogen sein und den möglichen Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes Rechnung und den Verbraucherschutz gewährleisten sollten, und fordert die Kommission auf, den „Export“ nationaler Rechtsvorschriften zu vermeiden und stattdessen die effizientesten und wirksamsten Lösungen für den gesamten Binnenmarkt vorzuschlagen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>10</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Svenja Hahn, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1a.	betont, dass besonders darauf zu achten ist, dass keine der angenommenen Maßnahmen den Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung beeinträchtigt oder schwächt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>11</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1a.	schlägt vor, dass das Gesetzespaket für digitale Dienste den Schutz der Grundrechte im digitalen Binnenmarkt als zentrales Ziel der neuen und überarbeiteten Bestimmungen anerkennt, und ist der Ansicht, dass jeder Legislativvorschlag, der als Bestandteil des Pakets vorgebracht wird, etwaige Grundrechtsfragen, die er aufwerfen könnte, ausdrücklich angehen und darauf Bezug nehmen sollte, insbesondere wenn ein solcher Vorschlag eine Einschränkung der Grundrechte oder bürgerlichen Freiheiten vorsieht;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>12</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Svenja Hahn, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 1 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	1b.	ist der Auffassung, dass das Gesetz über digitale Dienste den umfassenden Rahmen der europäischen Grundrechte der Nutzer und Verbraucher, darunter der Schutz der Privatsphäre, die Nichtdiskriminierung, die Würde und die Meinungsfreiheit, achten sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Anna-Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste angepasst werden müssen, damit sichergestellt ist, dass Plattformen, die Inhalte aktiv beherbergen oder moderieren, anteilig zu ihren Fähigkeiten eine größere Verantwortung für illegale oder schädliche Inhalte tragen; vertritt die Auffassung, dass Plattformen neben den Inhalten auch für die Auswirkungen ihrer Algorithmen und ihres Handelns, darunter das Moderieren und Kuratieren von Inhalten, gegenüber den Verbrauchern verantwortlich sein sollten; betont, dass bei diesen Anpassungen besonders darauf geachtet werden sollte, die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; hebt hervor, dass dies erreicht werden sollte, ohne dass allgemeine Überwachungsanforderungen jedweder Art eingeführt werden; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>14</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jordi Cañas, Dita Charanzová</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, darunter der seit langem geltende Grundsatz, wonach allgemeine Überwachungsanforderungen untersagt sind, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU sowie für einen besseren Schutz der Grundrechte der Nutzer im digitalen Umfeld und die Bekämpfung der Verbreitung illegaler Inhalte, um so die Schaffung eines offenen und wettbewerbsfähigen Online-Ökosystems zu fördern;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>15</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Martin Schirdewan</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, im Allgemeinen in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten werden sollten, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU; ist jedoch der Ansicht, dass für kommerzielle Aktivitäten auf Online-Marktplätzen ein maßgeschneidertes Haftungssystem mit geeigneten Durchsetzungsmechanismen erforderlich ist, um den Verbraucherschutz und die Produktsicherheit zu gewährleisten; ist ferner der Ansicht, dass Ex-ante-Vorschriften für „Torwächter“ erforderlich sind, um gleiche Wettbewerbsbedingungen in der Digitalwirtschaft wiederherzustellen;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>16</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Salvatore De Meo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten werden müssen, dass jedoch zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind, um insbesondere die Verbraucher in der EU zu schützen, und dies im Einklang mit der freien Meinungsäußerung und der Dienstleistungsfreiheit; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für die Stärkung des Vertrauens der Verbraucher im Internet und die Förderung des Wachstums der europäischen KMU;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>17</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Deirdre Clune, Edina Tóth, Andrey Kovatchev, Maria da Graça Carvalho, Anna-Michelle Asimakopoulou, Marion Walsmann, Arba Kokalari, Kris Peeters</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und, sofern erforderlich, aktualisiert werden müssen, um Nutzer und Verbraucher besser zu schützen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen Unternehmen, insbesondere von KMU und Kleinstunternehmen;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>18</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste gewahrt werden müssen, um insbesondere die Grundrechte und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU, den Verbraucherschutz und die Sicherheit der Nutzer;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>19</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten und gestärkt werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;
	2.	weist darauf hin, dass die Bestimmungen über die Haftungsbeschränkungen für Anbieter passiver Hosting-Dienste, wie sie in der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr1 vorgesehen sind, in dem Gesetz über digitale Dienste beibehalten werden müssen, um insbesondere die freie Meinungsäußerung und die Dienstleistungsfreiheit zu schützen; unterstreicht die Bedeutung dieser Schutzmaßnahmen für das Wachstum der europäischen KMU;

	_________________
	_________________

	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.
	1 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“), ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Kris Peeters, Marion Walsmann, Anna-Michelle Asimakopoulou, Pascal Arimont, Dan-Ștefan Motreanu, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	fordert die Kommission auf, Bestimmungen einzuführen, mit denen die Verbraucher vor schädlichem Mikrotargeting geschützt werden; vertritt in diesem Zusammenhang die Auffassung, dass besondere Beschränkungen, beispielsweise Mikrotargeting auf der Grundlage von Merkmalen, die physische oder psychologische Verwundbarkeiten offenbaren, Transparenzanforderungen im Hinblick auf die Algorithmen, die von den Plattformen genutzt werden, und angemessene Instrumente, mit denen die Nutzer ihre Grundrechte im Internet durchsetzen können, erforderlich sind, um die Verbraucherrechte wirksam zu schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>21</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini, Adriana Maldonado López</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	weist darauf hin, dass Mechanismen für die Entfernung von Inhalten, die außerhalb der Garantien eines ordnungsgemäßen Verfahrens genutzt werden, einen Verstoß gegen Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention darstellen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>22</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	weist darauf hin, dass das Verbot der allgemeinen Überwachungspflicht gemäß Artikel 15 der geltenden Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr im Gesetz über digitale Dienste beibehalten werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>23</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maria Grapini, Clara Aguilera, Marc Angel, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 2 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	2a.	hebt hervor, dass das Gesetz über digitale Dienste der Datenschutz-Grundverordnung Rechnung tragen muss; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>24</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Anna-Michelle Asimakopoulou, Dan-Ștefan Motreanu, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass Kleinstunternehmen und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, sicherzustellen, dass der digitale Binnenmarkt mit dem Legislativvorschlag offen und wettbewerbsfähig gehalten wird, und den spezifischen Bedürfnissen von Kleinstunternehmen besondere Aufmerksamkeit zu widmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>25</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft, was berücksichtigt werden sollte, damit das Wachstum der KMU nicht behindert wird;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>26</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt die Kommission, dass diese unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU behindern können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>27</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maria Grapini, Clara Aguilera, Marc Angel</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU nicht über dasselbe Potenzial wie die großen Akteure verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft, und dass KMU im Digitalisierungsprozess daher stärker unterstützt werden müssen; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>28</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jordi Cañas, Dita Charanzová</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können und sie am Eintritt in den Markt hindern können, wodurch die Dienstleistungsfreiheit untergraben wird; betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, das Entstehen von KMU zu fördern, indem Marktzugangsbeschränkungen entsprechend herabgesetzt und abgebaut werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>29</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Martin Schirdewan</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können; fordert daher, dass solide Garantien für Transparenz und Rechenschaftspflicht sowie eine hochqualifizierte unabhängige und unparteiische öffentliche Aufsicht eingeführt werden sollten, wenn Instrumente zur automatischen Filterung angewendet werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>30</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Brando Benifei</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt die Kommission, dass die Einführung unverhältnismäßiger neuer Verpflichtungen das Wachstum der KMU behindern könnten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>31</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Deirdre Clune, Edina Tóth, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Maria da Graça Carvalho, Anna-Michelle Asimakopoulou, Marion Walsmann, Arba Kokalari, Kris Peeters</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass Online-Vermittler, darunter Kleinstunternehmen, KMU und große Akteure, über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>32</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Salvatore De Meo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; fordert neue Verpflichtungen für Plattformen, um das Wachstum der KMU zu behindern; ist der Ansicht, dass der Rückgriff auf Technologien für die automatische Erkennung von Inhalten angemessen sein sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>33</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern und den Rückgriff auf Instrumente zur automatischen Filterung erfordern könnte, die häufig zum Entfernen legaler Inhalte führen können;
	3.	stellt fest, dass die KMU und die großen Akteure über unterschiedliche Fähigkeiten verfügen, was die Moderation von Inhalten betrifft; warnt davor, dass eine Überlastung der Unternehmen mit unverhältnismäßigen neuen Verpflichtungen das Wachstum der KMU weiter behindern könnte; weist darauf hin, dass keine allgemeine Überwachung erfolgen sollte und dass das Recht auf ein faires Verfahren und wirksamen Rechtsbehelf gewährleistet sein sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>34</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	ist der Ansicht, dass Ex-ante-Wettbewerbsvorschriften die Durchsetzung von Ex-post-Wettbewerbsvorschriften ergänzen sollten, um missbräuchlichem Verhalten und anderen Marktverzerrungen entgegenzuwirken, die einem fairen Wettbewerb und gleichen Wettbewerbsbedingungen im digitalen Binnenmarkt im Wege stehen, wobei das oberste Ziel der Schutz der Freiheiten und Grundrechte der Verbraucher ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>35</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Svenja Hahn, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 3 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	3a.	weist darauf hin, dass die Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr den rechtlichen Rahmen für Online-Dienste im Binnenmarkt bildet, mit dem der Umgang mit Inhalten geregelt wird; hebt hervor, dass jegliche Fragmentierung dieses Rahmens, die sich aus der Überarbeitung der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr ergeben könnte, vermieden werden sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>36</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Kris Peeters, Anna-Michelle Asimakopoulou, Pascal Arimont, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	weist auf die beträchtlichen Unterschiede zwischen digitalen Diensten hin und fordert dazu auf, einen pauschalen Ansatz zu vermeiden;
	4.	weist darauf hin, dass häufig beträchtliche Unterschiede zwischen digitalen Diensten bestehen; fordert daher dazu auf, einen pauschalen Ansatz zu vermeiden, wenn eine Differenzierung der Instrumente erforderlich ist;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>37</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	4.	weist auf die beträchtlichen Unterschiede zwischen digitalen Diensten hin und fordert dazu auf, einen pauschalen Ansatz zu vermeiden;
	4.	weist auf die beträchtlichen Unterschiede zwischen digitalen Diensten hin und fordert dazu auf, einen pauschalen Ansatz zu vermeiden, und schlägt daher vor, dass sich die Sorgfaltspflichten der Vermittler abhängig von ihrem Geschäftsmodell unterscheiden sollten; ist der Ansicht, dass Vermittler, deren Eingriffe die grundlegenden Freiheiten der Nutzer beeinträchtigen können, weitestgehend vor Haftungsansprüchen geschützt werden sollte, wohingegen Vermittler, die Geschäftsverkehr, einschließlich Werbung, ermöglichen, einer strengeren Anforderung unterliegen und stärker in die Pflicht genommen werden sollten, damit die Verbraucher geschützt und Sicherheit und Vertrauen gewährleistet werden; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>38</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 4 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	4a.	ist der Ansicht, dass der Zugang zum Internet inzwischen ein Grundrecht ist; stellt fest, dass die Unionsbürger davon ausgehen, dass sie den Rettungsdienst von allen Orten, an denen sie sich aufhalten, kontaktieren können, obwohl sie nicht zwingend die Netzabdeckung kennen, wenn sie innerhalb Europa unterwegs sind; ist der Auffassung, dass der Zugang zum Telefonnetz und zum Internet aus Gründen des Zugangs zum Binnenmarkt und der Sicherheit erforderlich ist; weist darauf hin, dass die Technik inzwischen die 100-prozentige Abdeckung eines nationalen Netzes ermöglicht und dass Nutzungslizenzen die Verpflichtung der Betreiber zur Erbringung von Dienstleistungen vorsehen sollten;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>39</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Deirdre Clune, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Maria da Graça Carvalho, Anna-Michelle Asimakopoulou, Arba Kokalari, Kris Peeters</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Fehlinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass Desinformation und schädliche Inhalte nicht immer in jedem Mitgliedstaat rechtswidrig sind; fordert daher, einen klar definierten Melde- und Abhilfemechanismus festzulegen; ist der Ansicht, dass ein solches Verfahren, das den Plattformen auferlegt, Maßnahmen im Hinblick auf von ihnen beherbergte Inhalte zu ergreifen, den beträchtlichen Unterschieden zwischen den digitalen Diensten Rechnung tragen und in einem angemessenen Verhältnis zu ihrer Reichweite und ihren operativen Kapazitäten stehen muss, um einen unnötigen Regelungsaufwand für die Plattformen und jegliche sich daraus ergebende Einschränkungen von Grundrechten, etwa jegliche Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung, zu vermeiden; befürwortet eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, den zuständigen Behörden und den Plattformen, wodurch nicht verbindliche Ansätze entwickelt und verbessert werden sollten, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>40</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Anna-Michelle Asimakopoulou, Dan-Ștefan Motreanu, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Fehlinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass Desinformation und schädliche Inhalte, obgleich sie der Gesellschaft schaden, nicht immer in allen Mitgliedstaaten rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Melde- und Abhilfeverfahren festzulegen und Unternehmern Verpflichtungen aufzuerlegen, damit sie proaktive Maßnahmen ergreifen, die in einem angemessenen Verhältnis zu ihrer Reichweite und ihren operativen Kapazitäten stehen, um dem Auftreten illegaler und schädlicher Inhalte, einschließlich Desinformation, in den von ihnen angebotenen Diensten entgegenzuwirken; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>41</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Fehlinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass Desinformation und potenziell schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, einen klar definierten, harmonisierten, transparenten und zugänglichen Melde- und Abhilfemechanismus für illegale Inhalte festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch die Wirksamkeit des nicht verbindlichen Ansatzes auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation bewertet werden sollte, um gegen Fehlinformation und sonstige Arten potenziell schädlicher Inhalte vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>42</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind und dass nicht alle Arten illegaler Inhalte auf EU-Ebene harmonisiert sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>43</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, einen harmonisierten, transparenten und rechtlich durchsetzbaren Melde- und Abhilfemechanismus festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>44</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Salvatore De Meo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	5.	weist erneut darauf hin, dass irreführende und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;
	5.	weist erneut darauf hin, dass missverständliche und schädliche Inhalte nicht immer rechtswidrig sind; fordert daher, ein klar definiertes Verfahren zur Meldung und Entfernung für solche Inhalte festzulegen; befürwortet einen intensiven Dialog zwischen den Behörden und den einschlägigen Interessenträgern, wodurch der nicht verbindliche Ansatz auf der Grundlage bewährter Verfahren wie dem EU-weiten Verhaltenskodex für den Bereich der Desinformation vertieft werden sollte, um weiter gegen Desinformation vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>45</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	stellt fest, dass die Informationen teilweise von den marktbeherrschenden Medien verzerrt werden, deren defizitäre Geschäftsmodelle von staatlichen Beihilfen abhängen; ist der Ansicht, dass die Kommission diese Art der öffentlichen Finanzierung zu leicht genehmigt, ohne zu prüfen, ob die geförderten Medien die Kontrolle über die von ihnen produzierten Informationen haben; fordert, den Mechanismus zur Überwachung der Zuweisung der staatlichen Beihilfen auf solche Medienunternehmen und öffentliche Medien auszuweiten;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>46</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	betont, dass zwischen „illegalen“, „schädlichen“ und sonstigen Inhalten unterschieden werden muss; weist darauf hin, dass einige Inhalte, etwa solche im Zusammenhang mit religiösen Überzeugungen oder politischen Standpunkten, als schädlich angesehen werden könnten, ohne jedoch illegal zu sein; ist der Ansicht, dass schädliche legale Inhalte nicht durch das Gesetz über digitale Dienste geregelt oder darin definiert sein sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>47</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Jordi Cañas, Dita Charanzová</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	weist darauf hin, wie wichtig es ist, weitere Vorschriften über digitale Werbung anzunehmen und die uneingeschränkte Einhaltung der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung sicherzustellen, um in die Privatsphäre eingreifende Geschäftsmodelle, Manipulationen des Verhaltens und diskriminierende Praktiken zu vermeiden, die erhebliche Auswirkungen auf den Binnenmarkt und die Grundrechte, die Privatsphäre und die Datensicherheit der Nutzer haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>48</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5a.	weist auf die Verbreitung von gezielten Falschmeldungen und Desinformation mit falschen oder irreführenden Inhalten sowie den Betrug der Verbraucher mittels unsicherer oder gefälschter Produkte hin; fordert die Kommission auf, ihre Tätigkeit fortzusetzen und neue Möglichkeiten auszuloten, um bei gleichzeitiger Wahrung der Grundrechte gegen Falschmeldungen vorzugehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>49</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5b.	spricht sich erneut gegen die Zuweisung staatlicher Beihilfen an bestimmte Unternehmen der Pressebranche aus, die dadurch gegenüber anderen Branchenvertretern, die nicht gefördert werden, im Vorteil sind; betont, dass die daraus resultierende Wettbewerbsverzerrung im Binnenmarkt besonders ungerechtfertigt scheint angesichts der zahlreichen digitalen Informationsmedien, die von diesen Beihilfen ausgenommen sind, obwohl sie eine ähnliche Tätigkeit ausüben und eine vergleichbare, wenn nicht noch größere, Zielgruppe haben;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>50</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 5 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	5b.	hebt hervor, dass Nachverfolgungsanwendungen neben den Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung das Recht auf Privatsphäre achten müssen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>51</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt hervor, dass wenn die Abhilfemaßnahme und die Gegenmeldung ergeben haben, dass die gemeldete Tätigkeit oder Information nicht rechtswidrig ist, der Online-Vermittler die Inhalte, die entfernt wurden, unbeschadet der Nutzungsbedingungen der Plattform unverzüglich wiederherstellen oder das erneute Hochladen durch den Nutzer ermöglichen sollte; betont, dass die Grundrechte wirksamer geschützt werden sollten, indem mehr Transparenzberichte und außergerichtliche Streitbeilegungsverfahren eingeführt werden, um zur Beilegung von Beschwerden betroffener Nutzer beizutragen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>52</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Róża Thun und Hohenstein, Anna-Michelle Asimakopoulou, Maria da Graça Carvalho</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung angemessener Garantien und ordnungsgemäßer Verfahrensanforderungen, darunter die Aufsicht und Prüfung aller Beschwerden durch den Menschen, sowie Instrumente zur Gegendarstellung, um sicherzustellen, dass Entfernungsanordnungen zutreffend sind und Eigentümer von Inhalten ihre Rechte angemessen und rechtzeitig verteidigen können, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, weswegen sich die Strafverfolgung an die Entfernung von Inhalten anschließen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>53</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es den für das Hochladen von Inhalten Verantwortlichen zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung von vermeintlich illegalen Inhalten gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Einschränkung des Rechts auf freie Meinungsäußerung von Online-Nutzern an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für Einzelpersonen als auch für die Unternehmen birgt; fordert die Garantie wirksamer Rechtsbehelfe und die Möglichkeit der gerichtlichen Überprüfung, um sicherzustellen, dass allen Parteien zugängliche, erschwingliche, unabhängige und wirksame Verfahren zur Verfügung stehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>54</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Edina Tóth</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung angemessener Garantien, ordnungsgemäßer Verfahrensanforderungen und von Verfahren für die Gegendarstellung, um es den für das Hochladen von Inhalten Verantwortlichen zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist; ist der Ansicht, dass sich die Strafverfolgung erforderlichenfalls an die Entfernung von Inhalten anschließen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>55</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Deirdre Clune, Andrey Kovatchev, Pablo Arias Echeverría, Maria da Graça Carvalho, Anna-Michelle Asimakopoulou, Arba Kokalari, Kris Peeters</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung angemessener Garantien, ordnungsgemäßer Verfahrensanforderungen und von Verfahren für die Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist; ist der Ansicht, dass sich die Strafverfolgung erforderlichenfalls an die Entfernung von Inhalten anschließen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>56</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es den für das Hochladen von Inhalten Verantwortlichen zu ermöglichen, ihre Ansprüche angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Verantwortung der Anbieter von Online-Diensten für die Bekämpfung der Verbreitung illegaler Inhalte innerhalb eines eindeutigen Rechtsrahmens wahrgenommen werden und einer gerichtlichen Aufsicht unterliegen sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>57</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Salvatore De Meo</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für die Bürger als auch für die Unternehmen birgt, die beide nicht über die Befähigung verfügen, solche Entscheidungen zu treffen.
	6.	fordert die Einführung von Instrumenten zur Gegendarstellung, um es Eigentümern von Inhalten zu ermöglichen, ihre Rechte angemessen und rechtzeitig zu verteidigen, sobald ihnen eine Entfernung gemeldet wird; hebt seinen Standpunkt hervor, wonach die Übertragung der Verantwortung für die Begrenzung der freien Meinungsäußerung ausschließlich an Privatunternehmen nicht hinnehmbar ist und Risiken sowohl für Einzelpersonen als auch für die Unternehmen birgt;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>58</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Dita Charanzová, Jordi Cañas</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	ist der Ansicht, dass sich in der Vergangenheit gezeigt hat, dass es funktioniert, wenn sich neue innovative Geschäftsmodelle entwickeln können und der digitale Binnenmarkt gestärkt wird, indem Beschränkungen der Freizügigkeit von digitalen Inhalten aufgehoben werden – Beschränkungen, die nationale fragmentierte Märkte und eine Nachfrage nach illegalen Inhalten schaffen –, insbesondere im Zusammenhang mit Verletzungen von Rechten des geistigen Eigentums;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>59</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maria Grapini, Adriana Maldonado López, Clara Aguilera, Marc Angel, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	vertritt die Auffassung, dass die Einführung digitaler Dienste gleichzeitig mit der Festlegung einiger Maßnahmen erfolgen muss, mit denen das Wissen und die Kompetenzen von Bürgern und kleinen Unternehmen im Zusammenhang mit der Digitalisierung ausgebaut werden sollen, damit sichergestellt ist, dass alle Bürger Zugang zu diesen Diensten haben;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>60</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Adriana Maldonado López, Andreas Schieder, Maria-Manuel Leitão-Marques, Christel Schaldemose, Clara Aguilera, Marc Angel, Brando Benifei, Sándor Rónai, Monika Beňová, Alex Agius Saliba, Evelyne Gebhardt, Sylvie Guillaume, Maria Grapini</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	weist darauf hin, dass das neue Gesetz über digitale Dienste auch auf die Herausforderungen eingehen sollte, die Algorithmen in Bezug auf die Gewährleistung von Nichtdiskriminierung, Transparenz und Erklärbarkeit sowie Haftung mit sich bringen; weist auf die Notwendigkeit hin, Algorithmen zu überwachen und die damit verbundenen Risiken zu bewerten, hochwertige und unverzerrte Datensätze zu verwenden und Einzelpersonen dabei zu unterstützen, Zugang zu verschiedenen Inhalten, Meinungen, hochwertigen Produkten und Diensten zu erhalten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>61</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	erkennt an, dass die Rechtswidrigkeit einiger Arten von Inhalten zwar leicht zu bestimmen ist, die Entscheidung für andere Arten von Inhalten aber weniger eindeutig ist, da eine Einbettung in den Kontext erforderlich ist; warnt davor, dass einige automatisierte Instrumente nicht ausgereift genug sind, um eine solche Kontextualisierung zu berücksichtigen, was zu unnötigen Einschränkungen bei der Meinungsfreiheit führen könnte;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>62</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	fordert, dass für die Anbieter von Hosting-Diensten für Inhalte und die Anbieter von Instrumenten für die automatische Erkennung von Inhalten Anforderungen an Transparenz und Rechenschaftspflicht in Bezug auf die Entscheidungsprozesse für das Melden von Inhalten festgelegt werden, was zumindest die öffentliche Dokumentation der Existenz und der Funktionsweise der Technologien für die Erkennung von Inhalten umfasst; ist der Ansicht, dass die Transparenzanforderungen für die Anbieter von Hosting-Diensten für Inhalte die Anzahl sämtlicher eingegangener Meldungen, die Gründe für die Bestimmung der Rechtmäßigkeit der Inhalte und die Art des Verstoßes gegen die Nutzungsbedingungen, den genauen Zeitrahmen für die Benachrichtigung des für das Hochladen von Inhalten Verantwortlichen, die Anzahl der eingegangen Beschwerden und die Art des Umgangs mit den Beschwerden sowie die Anzahl der irrtümlichen Entfernung vorsehen sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>63</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Martin Schirdewan</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	ist der Auffassung, dass Praktiken wie die Profilerstellung einen tiefen Eingriff in die Rechte und Freiheiten der Menschen darstellen; erkennt an, dass die Verbraucher im Rahmen der Datenschutz-Grundverordnung nicht angemessen vor Profilerstellung und ungerechtfertigten automatisierten Entscheidungen geschützt werden; ist daher der Ansicht, dass personenbezogene Daten nur dann genutzt werden sollten, wenn sie für die Erbringung des gewünschten Dienstes erforderlich sind, damit ein angemessener Verbraucherschutz gewährleistet werden kann;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>64</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Sandro Gozi, Stéphanie Yon-Courtin</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	weist darauf hin, dass der derzeitige Mechanismus für die Meldung und Entfernung nicht verhindert, dass illegale Inhalte, die zuvor entfernt wurden, erneut hochgeladen werden; unterstreicht die Fülle an Diensten und Inhalten, die heutzutage online verfügbar sind; fordert daher einen verstärkten Rechtsrahmen, der einen Mechanismus für die Meldung und die dauerhafte Entfernung („stay down“) vorsieht, damit Anbieter von Online-Diensten wirksame Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass illegale Inhalte, die zurecht aus ihrem Angebot entfernt wurden, nicht erneut hochgeladen werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>65</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 a (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6a.	empfiehlt, dass mit dem Gesetzespaket für digitale Dienste harmonisierte Standards und Verfahren für die Bekämpfung illegaler Online-Inhalte eingeführt werden, die für die Moderation von Inhalten durch Hosting-Plattformen für Inhalte – auf der Grundlage von Melde- und Abhilfemechanismen – und für die Überwachung von Inhalten durch eine nationale Behörde gelten, und dass dadurch für ausreichende Garantien gegen missbräuchliche restriktive Maßnahmen gesorgt wird, einschließlich einer wirksamen Kontrolle durch ein Gericht oder eine andere unabhängige schiedsrichterliche Instanz; ist ferner der Auffassung, dass solche Standards je nach geschütztem Interesse, das durch den vermeintlich illegalen Inhalt möglicherweise beeinträchtigt werden könnte, die Festlegung unterschiedlicher Ansätze ermöglichen sollten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>66</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Maria Grapini, Adriana Maldonado López, Clara Aguilera, Marc Angel, Sylvie Guillaume</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6b.	weist darauf hin, dass der fehlende Zugang zu digitalen Diensten für bestimmte Kategorien von Bürgern zur Ausgrenzung und zur Verletzung der Rechte auf gleichen Zugang zum Markt und zu Informationen führen würde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>67</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6b.	fordert Transparenzanforderungen für die Empfehlungssysteme von Anbietern von Hosting-Diensten für Inhalte, darunter ein Zugriff in Echtzeit auf hochwertige, anonymisierte Daten über öffentliche API, die öffentliche Dokumentation der Anzahl der erbrachten Empfehlungen und deren Nutzer, die inhaltsbezogene Festlegung von Ranglisten und sonstige Eingriffe durch die Plattform sowie die Organisationsstrukturen, die solche Systeme kontrollieren;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>68</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6b.	hebt hervor, dass der Zugang zu den Diensten eines digitalen Netzes bei gleichen Bezugsbedingungen einen identischen und unterschiedslosen Zugang zum gesamten Netz ermöglichen sollte; fordert daher, Praktiken, bei denen Quoten für Veröffentlichungen und Profile auf der Grundlage der Eigenschaften, Meinungen und Interessen der Nutzer festgelegt werden sowie Praktiken wie das Ausblenden und das Shadow Banning zu verbieten, sofern sich diese nicht auf ein eindeutig ausgewiesenes Fehlverhalten des Nutzers zurückführen lassen;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>69</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 b (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6b.	weist darauf hin, dass Eingriffe in das Recht auf freie Meinungsäußerung im Gesetz vorgesehen sein müssen, und betont daher, dass das Gesetzespaket für digitale Dienste den Behörden keinesfalls ermöglichen sollte, die Entfernung legaler Inhalte anzuordnen mit der Begründung, dass die Inhalte „schädlich“ oder „falsch“ sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>70</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Clara Ponsatí Obiols</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6c.	ist der Ansicht, dass die Einrichtung der EU, die mit der Überwachung der Anwendung der Standards und Verfahren für die Bekämpfung illegaler Online-Inhalte betraut ist, sowohl die Moderation von Inhalten durch Hosting-Plattformen für Inhalte als auch die Überwachung von Inhalten durch nationale Behörden überwachen und kontrollieren sollte;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>71</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Virginie Joron, Jean-Lin Lacapelle</Members>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6c.	unterstreicht das Recht auf Bildung und kulturelle Identität und betont, dass eine aufrichtige Darstellung der im Internet verfügbaren Inhalte erforderlich ist, insbesondere im Hinblick auf die Klassifizierung fiktionaler Werke als „unterhaltend“ oder „historisch“;


Or. <Original>{FR}fr</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>72</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 c (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6c.	fordert, dass die Anbieter von Hosting-Diensten für Inhalte verpflichtet werden, die Risiken im Zusammenhang mit ihren Instrumenten zur automatischen Meldung in gesetzlich vorgeschriebenen regelmäßigen Abständen zu bewerten, was auf Grundlage der Koregulierung erfolgen würde;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>73</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 d (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6d.	fordert die Schaffung einer Einrichtung der EU, die mit der Überwachung und Gewährleistung der Einhaltung der Bestimmungen der künftigen Verordnung betraut ist, einschließlich der Prüfung der Transparenzberichte und der Durchführung von Überprüfungen der Algorithmen, die den Anbietern von Hosting-Diensten bereitgestellt und von ihnen für die Meldung von Inhalten und die Empfehlungssysteme genutzt werden;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>74</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 e (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6e.	fordert die Einrichtung von gesellschaftlich repräsentativen und vielfältigen Koregulierungsgremien in den sozialen Medien, in denen ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis besteht, als Mechanismus aus zahlreichen Interessenträgern, mit dem ein offenes, transparentes, rechenschaftspflichtiges und partizipatives Forum geschaffen würde, um die Grundsätze der Moderation von Inhalten anzugehen; 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>75</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 f (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6f.	fordert die Mitgliedstaaten auf, unabhängige Streitbeilegungsstellen einzurichten, deren Aufgabe es wäre, Streitigkeiten zwischen denen, die Inhalte hochladen, denen, die Inhalte melden, und den Anbietern von Hosting-Diensten beizulegen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>76</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 g (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6g.	fordert die Kommission auf, den Grundsatz der „integrierten freien Meinungsäußerung“ aufzunehmen, wodurch der Anbieter von Hosting-Diensten für Inhalte sowohl bei der Konzipierung des Dienstes als auch bei der Bereitstellung des Dienstes an sich wirksam angemessene technische und organisatorische Maßnahmen ergreift und die erforderlichen Garantien in die Bereitstellung des Dienstes aufnimmt, um die Anforderungen einer künftigen Verordnung zu erfüllen und die Verbraucherrechte zu schützen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>77</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 h (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6h.	fordert die Kommission auf, Mindeststandards für die internen Vorschriften, beispielsweise allgemeine Geschäftsbedingungen oder gemeinschaftliche Leitlinien, der Anbieter von Hosting-Diensten und Anbieter von Instrumenten für die Moderation von Inhalten einzuführen, um Schutzmechanismen für Grundrechte vorzusehen, insbesondere im Hinblick auf die Transparenz, die Zugänglichkeit, die Gerechtigkeit, die Vorhersehbarkeit und die diskriminierungsfreie Durchsetzung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>78</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 i (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6i.	weist darauf hin, dass die Profilerstellung in Verbindung mit gezielter Werbung nicht nur den demokratischen Rahmen untergräbt, sondern auch zu einem unfairen Wettbewerbsvorteil für marktbeherrschende private Akteure führt, die riesige Datenmengen erheben, und fordert die Kommission daher auf, die gezielte Werbung zu begrenzen, um gleiche Wettbewerbsbedingungen für KMU zu schaffen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>79</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Alexandra Geese</Members>
<AuNomDe>{Greens/EFA}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<DocAmend>Entwurf einer Stellungnahme</DocAmend>
<Article>Ziffer 6 j (neu)</Article>
	

	Entwurf einer Stellungnahme
	Geänderter Text

	
	6j.	weist darauf hin, dass die Wahl der algorithmische Instrumente für Empfehlungssysteme Bedenken hinsichtlich der Rechenschaftspflicht und der Transparenz aufwirft; betont daher, dass das Recht der Nutzer, sich nicht an empfohlenen und personalisierten Dienstleistungen zu beteiligen, gewährleistet werden muss;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
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